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„Vertiefte Allgemeinbildung 
in Kernfächern, individuelle 
Profi lierung, fächerübergrei-
fendes, selbständiges und 
projektorientiertes Lernen“ 
– in diesen Qualitäten sieht 
das Kultusministerium Ba-
den-Württembergs die Vor-
züge der neuen gymnasialen 
Oberstufe. Haben sich die 
von Baden-Württemberg, 
hat die vom ‚neuenʼ System 
angestrebte Verbesserung der 
Allgemeinbildung vielleicht 
eine pädagogische Revolu-
tion, eine neue Version des 
Humanismus, einen bisher 
unbekannten Typ Schüler 
– konkurrenzfähig, universal 
gebildetet, frei denkend, ver-
steht sich – hervorgebracht? 
Auf diese Fragen können noch 
keine endgültigen Antworten 
gegeben werden, aber dennoch 
können nach halbjähriger 
Erfahrung mit dem neuen Sy-
stem nun Erwartungen und Er-
gebnisse verglichen, eine erste 
Bilanz gezogen werden. 
Sicherlich hat die neue Ober-
stufe einen neuen Typ Schü-
ler ins Leben gerufen. Er ist 
überarbeitet, lern-, aber nicht 
denkfähig, ein Fachidiot und 
Konformist. Das neue System 
strotzt nur so von Lernstoff, 
wobei die vom Kultusministe-
rium so gepriesenen projekto-
rientierten und modernen Un-

terrichtsformen nicht einmal 
in ihren Ansätzen realisiert 
werden. Lediglich vier obliga-
torische Referate, sogenannte 
„andere Lernleistungen“, sind 
neu. Leider stellen diese für 
einen Großteil der Schüler 
eine Überforderung dar, denn 
in der Regel wurden Prä-
sentationstechniken und die 
Fähigkeit, längere schriftli-
che Arbeiten zu formulieren, 
in der Schule nie vermittelt. 
Und jetzt, da man aus zwei 
fünfstündigen Leistungskur-
sen fünf vierstündige gemacht 
hat, jetzt, da eine beträchtliche 
Anzahl der Unterrichtsstunden 
an die zahlreichen Klausuren 
verlorengeht, kann von Zeit 
für Crashkurse natürlich nicht 
die Rede sein. Hinzu kommt: 
Nur ein Bruchteil der Lehrer 
ist mit Präsentationstechniken 
vertraut. Für externe Dozenten 
fehlt – wie könnte es anders 
sein? – Geld und Initiative. 
Aufgrund weniger Wochen-
stunden und in den meisten 
Fällen nur geringfügigen 
Reduktionen des Lernstoffes 
können viele Lehrer – und 
das kann ihnen nicht zum 
Vorwurf gemacht werden, 
müssen sie die Schüler doch 
auf das Zentralabi vorbereiten 
– nur durch rigoroses Pauken 
ihre Lehrpläne einhalten. Zeit 
für Exkursionen, ausführli-

che Unterrichtsdiskussionen, 
kurz, für alle Abweichungen 
von der Routine, bleibt kaum. 
Die Schüler demoralisiert dies 
– fast ausnahms-
los lasen sie 
letztes Jahr noch 
über projektori-
entiertes Lernen 
etc., im vom 
M i n i s t e r i u m 
herausgegebenen 
Leitfaden. Be-
sonders die Na-
turwissenschaf-
ten sind stoffl ich 
überlastet, Ver-
suche sind zu 
Besonderheiten 
geworden, wer 
etwas nicht ver-
steht, muß sich 
eben ranhalten. 
Hauptsache, bis 
zum Jüngsten 
Gericht des Ab-
iturs wird alles 
mehr oder weni-
ger gelernt sein. 
In den Fremd-
sprachen ist das 
Niveau, vergli-
chen mit den 
Leistungskursen 
früherer Jahre, 
drastisch gesun-
ken. Wer früher 
einmal Englisch 
im Grundkurs 
belegt hätte, 
sitzt heute im 
v ie r s t ü nd igen 
Einheitskurs und 

fühlt sich überfordert. Solche 
Schüler behindern natürlich 
diejenigen, die früher einen 
Leistungskurs belegt hätten. 

Das gleiche gilt für Deutsch 
und Mathematik. 
Nicht nur die Schüler, son-
dern auch die Lehrer fühlen 

sich betrogen, denn sie haben 
einmal die hochmotivierten, 
größtenteils kleinen Lei-
stungskurse genossen, die 
durch das neue System zu ent-
mutigenden, an den meisten 
Schulen wesentlich größeren, 
sogenannten Kernkompe-
tenzfächern mutiert sind. 
Nun müssen sie überforderte, 
frustrierte Schüler unterrich-
ten, die sich allesamt einmal 
auf die Spezialisierung, wie 
sie in der alten Oberstufe 
stattfand, gefreut hatten. Fast 
täglich werden sie von diesen 
Schülern dazu gezwungen, 
sich für das neue System, das 
ja nur eine Minderheit von 
ihnen zu befürworten scheint, 
zu entschuldigen. Die Ziel-
setzung der neuen Oberstufe, 
Baden-Württembergs Schüler 
konkurrenzfähig zu machen, 
ist vernünftig, ihre Umsetzung 
jedoch eine erzkonservative, 
mißlungene Retroreform. 
Allgemeinbildung, die für das 
Kultusministerium lediglich 
die Anhäufung eines mög-
lichst großen stoffl ichen Wis-
sens zu bedeuten scheint, ist 
nicht, was deutschen Schülern 
fehlt. Seit „Pisa“ sollten das 
sogar unsere Bildungspolitiker 
wissen. Es gibt kaum ein Bil-
dungssystem, das Fächerviel-
falt und ausführlichen Lern-
stoff so sehr betont wie das 
deutsche. Unsere Gymnasien 
lassen andere entscheidende 
Zielsetzungen weitgehend 
vermissen – die Vermittlung 

von kreativem Denken und 
Problemlösungsstrategien, 
die Möglichkeit, sich zu spe-
zialisieren und individuellen 
Interessen und Begabungen 
nachzugehen. Diese Möglich-
keit hat ihnen das neue System 
auf ein Minimum gekürzt. 
Solchen Freiraum besetzt nun 
die Paukerei, die Verschulung 
zweier ehemals sinnvoller 
freier Jahre. Diese Reform ist 
nichts anderes als eine Ent-
mündigung der erwachsenen 
Schüler.      Max Barkhausen

Vorsicht Kröten 
Alle Jahre wieder - meist im 
März - kreuzen Kröten und 
anderes Getier die Straßen, 
welche ihre Lebensräume 
trennen. Renate Exner, der 
gute Engel all jenes vom 
Überfahrenwerden bedrohten 
Getiers sucht auch in diesem 
Jahr wieder Schülerinnen und 
Schüler, welche die Kröten, 
Frösche, Molche und Lurche 
von den Straßen aufsammeln 
und - wie weiland brave Pfad-
fi nder alte Damen - über die 
Straße und so in Sicherheit 
bringen. Die Wanderlust der 
Amphibien kommt nicht von 
ungefähr und ist leicht nach-
zuvollziehen. Der Trieb läßt 
sie zu Laichplätzen an Tüm-
peln oder Teichen eilen. Was 
sie in der Regel recht langsam 
tun. Renate Exner freut sich 
über jede Helferin und jeden 
Helfer. Sie ist telefonisch unter 
HD 20711 zu erreichen.

Phrasen der Bildungspolitiker haben sich als Milchmädchenrechnung erwiesen 

Retroreform
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Nach einer Erhebung der 
OECD haben deutsche Schu-
len (neben österreichischen) 
im internationalen Vergleich 
den geringsten Einfl uß darauf, 
wie und was sie unterrichten, 
auf welche Weise sie ihr Geld 
ausgeben und wen sie einstel-
len – oder entlassen. Bis heute 
gelten Lehranstalten hier-
zulande als „nachgeordnete 
Dienststellen“ einer Behörde, 
in denen Beamte staatliche 
Vorgaben umzusetzen haben.
Dabei scheint der Nürnberger 
Trichter den Kultusministeri-
en das Vorbild zu liefern: Je 
mehr Erlasse und Verordnun-
gen oben in die Schule hinein-
gestopft werden, desto bessere 
Ergebnisse liefert sie. Hierzu-
lande heißt der Erfolgsgarant 
„Bereinigte Amtliche Samm-
lung der Schulvorschriften“. 
Die BAS hat die Dicke von 
etwa zehn Heidelberger Te-
lefonbüchern und regelt noch 
den letzten Winkel der Schul-
wirklichkeit. So erfährt der 
Lehrer unter anderem, wie er 

„die Arbeit des Volksbundes 
deutsche Kriegsgräberfürsor-
ge im Rahmen der Friedens-
erziehung im Unterricht“ zu 
berücksichtigen habe.
In Deutschland wird das Bil-
dungskapital verwaltet, sagte 
Bundespräsident Johannes 
Rau kürzlich. Vielleicht bringt 
es deshalb so wenig Zinsen. 
Denn bei Pisa – auch das zeigt 
der OECD-Bericht – schnei-
den die Länder am besten ab, 
in denen Schulen ihre Ange-
legenheiten weitgehend selbst 
regeln. 
Schon vor vielen Jahren ent-
rümpelten Staaten wie Schwe-
den ihre Schulbürokratie. Als 
die deutschen Kultusminister 
auf ihren Reisen zu den Pisa-
Siegerländern schwedische 
Lehrpläne sahen, trauten sie 
ihren Augen kaum: Statt dik-
ker Wälzer reichen dort dünne 
Hefte aus.

Ende der 
Personalbewirtschaftung

Nun wollen die obersten Bil-
dungsregulierer prüfen, ob 

eine ähnliche Selbstbestim-
mung auch deutschen Schulen 
gut tut. Egal, ob konservativ 
oder sozialdemokratisch 
regiert, überall heißt die De-
vise: weniger Staat. Fast alle 
Bundesländer räumen ihren 
Schulen bei Personalauswahl 
und Etatverwaltung jetzt 
mehr Rechte ein. Schluß mit 
dem Genehmigungsmarathon, 
den Schulleiter bewältigen 
müssen, wenn sie größere An-
schaffungen, wie etwa neue 
Computer, tätigen wollten. 
Wurde eine Pädagogenstelle 
frei, übernahm bislang die 
Behörde die „Personalbewirt-
schaftung“. Sie schickte der 
Schule den Kandidaten, den 
der Amtscomputer von der 
Fächerkombination her als 
geeignet ausspuckte. Das war 
so, als ob jeman(n)dem eine 
Frau zugewiesen wird, und er 
darf nur entscheiden, welche 
Haarfarbe sie hat. Auch diese 
Praxis stirbt in Deutschland 
langsam aus. Und einige Bun-
desländer gehen noch weiter 

- erfreulicherweise auch das 
unsere:
In Baden-Württemberg soll 
nur noch ein sogenanntes 
Kerncurriculum den groben 
Rahmen der Fächer vorgeben. 
Wie die Schulen ihn im Unter-
richt ausfüllen, bleibt ihnen 
überlassen.
Output statt Inputsteuerung
Bislang allerdings schrieben 
die Ministerien den Schu-
len zwar vor, was sie zu tun 
und zu lassen haben. Aber 
niemand kontrollierte, ob die 
staatlichen Vorschriften auch 
die erwünschten Ergebnisse 
erzielten. In Zukunft gilt die 
umgekehrte Gleichung: Der 
Staat überläßt die Detail-
steuerung den Schulen, kon-
trolliert am Ende jedoch um 
so genauer, was die Schüler 
gelernt haben. Output- statt 
Inputsteuerung nennen das die 
Bildungsstrategen in Stuttgart, 
aber auch in Hannover und 
Düsseldorf. Durchaus mit 
Hintersinn: Denn wenn die 
Bildungspolitiker nicht mehr 

für jede Einzelheit in der 
Schule zuständig sind, müssen 
sie auch nicht für alle Mängel 
in der Öffentlichkeit den Kopf 
hinhalten. In Zeiten knapper 
Kassen kein unwichtiges Ar-
gument.
Dennoch verbinden Schulex-
perten mit dem Zauberwort 
Selbständigkeit weit mehr, 
als daß die Schulen von sinn-
losen Regularien entlastet 
werden – und die Ministerien 
von einem Teil ihrer Verant-
wortung. Autonomie gilt als 
Universalschlüssel, um Schu-
len rechenschaftspfl ichtig zu 
machen und Kollegien zur 
Zusammenarbeit zu bewegen: 
Im Team sollen die Lehrer 
bessere Unterrichtskonzepte 
entwickeln. 
Langfristig hoffen Bildungs-
politiker auf höhere Leistun-
gen der Schüler – und bessere 
Ergebnisse beim nächsten 
Pisa-Test. Bislang reicht es, 
wenn die Lehrer treu den 
Lehrplan abarbeiten in der 
Hoffnung, daß die Schüler 
irgendetwas behalten. Da al-
les festgelegt war, brauchten 
Schulen weder gemeinsame 
Ziele, noch mußten sie eine 
gemeinsame Verantwortung 
fühlen. Lief etwas schief, 
konnte man leicht anderen die 
Schuld geben: dem Schulamt, 
der Ministerin, dem ganzen 
System. Aus dieser Ohn-
machtsfalle sollen die Lehrer 
nun befreit werden – wenn sie 
es denn wollen.

 Antoine Mechler

Schulen sollen künftig weniger mit einem Genehmigungsmarathon traktiert werden.

Hat der Nürnberger Trichter ausgedient ?


